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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung des EA-Gesetzes NRW 
 
 
A  Problem 
 
Da beim zentralen Einheitlichen Ansprechpartner in NRW personenbezogene Daten verarbei-
tet werden, ist eine Anpassung des Gesetzes zur Bildung Einheitlicher Ansprechpartner in 
Nordrhein-Westfalen (EA-Gesetz NRW) an die Vorgaben der EU-Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) bis zum Mai 2018 erforderlich.  
 
 
B Lösung 
 
Bei dem vorliegenden Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Bildung Einheitlicher Ansprech-
partner in Nordrhein-Westfalen (EA-Gesetz NRW) wurden lediglich Anpassungen daten-
schutzspezifischer Begrifflichkeiten und Termini vorgenommen sowie die Einhaltung des Wie-
derholungsverbots umgesetzt. Darüberhinausgehende inhaltliche Änderungen wurden nicht 
vorgenommen. 
 
 
C Alternativen 
 
Keine. 
 
 
D Kosten 
 
Keine. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie. Beteiligt 
sind alle Ressorts. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/2410 

 
 

2 

F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-
meindeverbände 

 
Keine. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Keine. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen 

 
Gesetz zur Änderung des EA-Gesetzes 

NRW 
 

  

Artikel 1 
 

§ 4 des EA-Gesetzes NRW vom 26. April 
2016 (GV. NRW. S. 230) wird wie folgt geän-
dert: 
 

  

 
 
 
 
 
 
1. In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Wei-

terleitung“ durch das Wort „Übermitt-
lung“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 4 
 

Elektronische Verfahrensabwicklung, In-
formationsbereitstellung und Datensi-
cherheit 
 
(1) Der Einheitliche Ansprechpartner nutzt 
und betreibt ein Internetportal zur Informati-
onsbereitstellung und elektronischen Verfah-
rensabwicklung. Dieses enthält ein elektroni-
sches Antragsannahme- und Antragsverwal-
tungssystem, das die Entgegenahme der 
Anzeigen, Anträge, Willenserklärungen und 
Unterlagen sowie deren Weiterleitung an die 
zuständigen Fachbehörden und Stellen er-
möglicht. Die zuständigen Fachbehörden 
sind verpflichtet, ihre darin enthaltenen Da-
ten einzupflegen und regelmäßig auf Richtig-
keit und Vollständigkeit zu prüfen. Die Zu-
ständigkeit der Fachbehörde folgt aus den 
jeweiligen Fachgesetzen. 
 
(2) Den Einheitlichen Ansprechpartner trifft 
eine umfassende Dokumentationspflicht hin-
sichtlich des Eingangs von Anzeigen, Anträ-
gen, Willenserklärungen und Unterlagen so-
wie deren Weiterleitung an die zuständigen 
Fachbehörden und Stellen und des Ein-
gangs von Mitteilungen sowie deren Weiter-
gabe, sodass ein Nachweis im Verwaltungs-
verfahren geführt werden kann. Zu diesem 
Zweck und soweit es zur Erfüllung der in der 
Zuständigkeit des Einheitlichen Ansprech-
partners liegenden übrigen Aufgaben erfor-
derlich ist, darf er die bei ihm eingegangen 
personenbezogenen Daten längstens bis 
zum Ablauf von fünf Jahren nach Abschluss 
des Verwaltungsverfahrens verarbeiten. 
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2. In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter 
„Fassung der Bekanntmachung vom 9. 
Juni 2000 (GV.NRW. S. 542), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
2. Juni 2015 (GV. NRW.  
S. 482) geändert worden ist, “ durch die 
Wörter „jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. In Absatz 4 wird das Wort „Weiterlei-

tung“ durch das Wort  „Übermittlung“ er-
setzt. 

 
 

(3) Soweit die qualifizierte oder dienstleis-
tungserbringende Person den Einheitlichen 
Ansprechpartner zur Verfahrensabwicklung 
in Anspruch nimmt, können Rechte nach 
dem Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. S. 542), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. 
Juni 2015 (GV. NRW. S. 482) geändert wor-
den ist, auch gegenüber dem Einheitlichen 
Ansprechpartner geltend gemacht werden. 
Dies gilt unabhängig davon, wer im Einzelfall 
für die Verarbeitung der betreffenden Daten 
verantwortlich ist. Der Einheitliche Ansprech-
partner leitet den Antrag an die jeweilige zu-
ständige Stelle weiter und setzt die Nutzer in 
Kenntnis. Auf ihr Verlangen sind die Aus-
künfte der zuständigen Stelle über den Ein-
heitlichen Ansprechpartner abzuwickeln. 
 
(4) Das Zusammenwirken zwischen dem 
Einheitlichen Ansprechpartner und den zu-
ständigen Fachbehörden und Stellen, insbe-
sondere die Weiterleitung der Antragsdaten, 
Dokumente, Bescheide und Informationen 
zu den jeweiligen Verfahrensständen, erfolgt 
grundsätzlich entweder durch Datenübertra-
gung mittels elektronischer Datenschnitt-
stelle oder durch die Nutzung des elektroni-
schen Antragsannahme- und Antragsverwal-
tungssystems des Einheitlichen Ansprech-
partners. 
 

4. Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 

(5) „Die Festlegung der Mittel für die Ver-
arbeitung sowie die Verarbeitung selbst 
müssen im Einklang mit den Vorgaben 
der Verordnung (EU) 2016/679 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürli-
cher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (ABL. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1, L 314 vom 22.11.2016, 
S. 72) und den allgemeinen daten-
schutzrechtlichen Vorschriften stehen.“ 
 
 
 
 

 

  
 
(5) Der Einheitliche Ansprechpartner hat 
dem jeweiligen Stand der Technik entspre-
chende Maßnahmen zur Sicherstellung der 
Datensicherheit zu treffen, die insbesondere 
die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der 

Daten gewährleisten. 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2542&vd_back=N542&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10662&val=10662&seite=482&sg=0&menu=1
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Artikel 2 
 

  

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 
 

Zu Artikel 1:  
 
Im Rahmen der Umsetzung der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ist das EA-Ge-
setz NRW bis zum Mai 2018 anzupassen. Es handelt sich dabei lediglich um die Anpassung 
datenschutzspezifischer Begrifflichkeiten und Termini sowie die Einhaltung des Wiederho-
lungsverbots. Darüber hinausgehende inhaltliche Änderungen werden nicht vorgenommen. 
 
 
Zu Artikel 2: 
 
Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 


